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Die Tarifreform
Voraussichtlich keine Zustimmung

der Reichsregierung
TU . Berlin , 16. Mai . Das Neichskabinett wird heute vor¬

mittag unter dem Borsitz des Reichskanzlers zu einer
Sitzung zusanuneiitreten , um sich vor allem mit dem Antrag
der Nxichsvahii -Gesellfchaft aus Tariferhöhung zu beschäf¬
tigen.

Soiveit wir unterrichtet sind, gtll es als sicher, daß das
NeichSkaüiuett dem Vorschlag des Netchsverkehrsministers
entsprechend den Antrag der Reichsbahn ablehnt , jedenfalls,
soweit die Tarifrcform selbst in Frage kommt. Die Reichs-
bahngesellschaft hat die Möglichkeit nach 8 44 des Retchs-
bahngesetzes dagegen beim Reichsbahngericht Einspruch zu
erhebe », das beim Reichsgericht gebildet wird.

Die Rcichsregicrnng hat ursprünglich die Absicht gehabt,
die Entscheidung über die Tarifiviinsche der Reichsbahn wegen
der weitgehenden wirtschaftlichen Folgen der kommenden Ne¬
gierung zu überlassen . Die Reichsbahn hat aber nun darauf
aufmerksam gemacht, baß das nach dem ReichSbahngesetz
nicht geht, weil hier nachdrücklich gesagt ist, daß eine Geneh¬
migung durch die Regierung als erteilt gilt , wenn der Ge¬
sellschaft nicht innerhalb zwanzig Tagen ans ihren Antrag
eine Antwort zugeht . Da die Denkschrift dem Verkehrs-
Minister am 1. Mai überreicht worden ist, läuft diese Frist
auc 26. Mai ab.

Es ist eine juristische Frage , ob die Antwort endgültig
sein muß oder ob sic die weitere Entscheidung zur Vornahme
einer eingehenden Prüfung hinansschicben kann . Soweit wir
wissen, hat sich in der Stellung dcS VerkehrSministcrs , seit
er im Reichstag die Tarifwnnsche der Eisenbahn avlehntc,
nichts geändert . Er wird sich also vermutlich im Kabinett
für eine negative Antwort etnsetzcn, wobei die Reform der
Besördernngsklaisen trn Personenverkehr ossenbleiben könnte.

der Reichsbahn
Vermutlich wird sich ja auch die Reichsbahn mit einer ein.
sache» Ablehnung nicht begnügen , sondern ihre Notlage er¬
neut begründen , soüatz die letzte Entscheidung doch erst vom
nächsten Kabinett getroffen wird.

Besserung im Befinden des Außenministers
TU . Berlin , 16. Mai . Amtlich wird mitgeteilt : Im Be¬

finden des Reichsaußenmiinsters Dr . Strcsemann ist inso¬
fern eine Veränderung eingetrcteu , als die Magen - und
Darnrerschctuungcn sich gebessert habe« . Indessen hält die
Störung der Nierentätigkeit unvermindert an . Die Abenü-
tempcratnr betrug 37,6, der Puls 83. Der Charakter der Er¬
krankung muß auch heute noch als ernst angesehen werden.

Wie das Berliner Tageblatt mitteilt , gab Prof . Zonöck
auf Befragen der Ueverzengung Ausdruck , die Tatsache , daß
sich die Funktion der Nieren nicht weiter verschlechtert habe,
berechtige zu einer hosfnnugsvollen Auffassung über den
weiteren Verlauf Ser Krankheit . Die Nahrungsaufnahme
habe sich in den Abendstunden des Dienstag gebessert, ebenso
die Herztätigkeit , obwohl sie noch immer zu wünschen üb-
rtg lasse.

Auflösung der deutschen Vereine
in Südtirol

TU . Bozen , 16. Mai . Durch ein Dekret des Präfekten
von Bozen wurden mit sofortiger Wirkung in Südtirol sämt¬
liche deutschen Vereine aufgelöst , die der Erziehung und dem
geselligen Zusammenschluß der deutschen Ingen - gewidmet
waren Darunter vefinSen sich die Gesellenvereine und Jn-
gendvereme von Bozen , Meran . Brixcn , Kalter « und an»
^rren Orten . Der Faschismus will dadurch die Bahn frei
machen für seine Jugendorganisationen , deren Werbung um
ne deutsche Jugend bisher so gut wie erfolglos war.

Tages -Spiegel
Das Neichskabinett wir - sich heute mit der beantragte » Er¬

höhung des Eifenbahntariss beschäftige«. Man erwartet
eine Ablehnung.

->
Im Befinde » des NcichsaußenMinisters ist eine leichte Besse¬

rung eingetretea.

Im große « Wlrtschastsrat des Völkerbundes sprach der frü¬
here Finanzminister Dr . Hermes über die Agrarkrise und
forderte Maßnahmen zu ihrer Behebung.

*
Der Schachty-Prozeß in Moskau soll durch die Teilnahme

vieler Zuhörer , durch Lautsprecher und Film zu einer un¬
erhörte « Schaustellung ausgestaltet « erde «.

-c-
Tschangtsoli « hat Peking bereits verlassen , feine Truppen

räume « die Stadt.
L

Das Luftschiff »Italic »" ist gestern mittag zum Rordpoiflug
in Richtung Frauz -Josephs -Laud aufgesticge ».

Die Räumung Pekings
TU . P eking,  16 . Mai . Begleitet von seinem Sohn mrd

einem Unterführer hat Tschangtfolk» Peking verlassen.
Seine Trnppe » setze« die NSnmnng - er Stadt fort.

Die Ordnnng in Peking hat die internationale Polizei
«ater dem schwedische » General Knntnrs  über¬
nommen.
Die Pekinger ausländischen Gesandtschaften siedeln «ach

Tientsin über.
In maßgebenden französischen Kreisen wird versichert,

baß alle notwendigen Vorbereitungen für die Sicherheit und
den Schutz der ausländischen Bewohner und Interessen in
Tientsin getroffen wurden . Der erste von Len Großmächte
zu unternehmende Schritt wird in der Neberstedlung ihrer
Gesandtschaften und der europäischen Untertanen von Peking
nach Tientsin .bestehen. Eine Verteidigung der Gesandtschaf,
ten in Peking würde ei» zu großes Risiko mit sich bringen.

Die Südtrnppen bei Tientsin.
TN . Tokio , 18. Mai . Wie aus Tientsin gemeldet wird,

spt die Borhut der südchinefischen Truppen die Vororte - er
Stadt am Dienstag besetzt. In der Nähe von Peking be¬

warfen Flugzeuge des Generals Feng Truppen u« ü Trat »,
kolonnen der Noröarmee mit Bomben.
Bewilligung weiterer 16 Milli »»«« Je « für die japanische»

Expedittsnstruppen.
TU . Tokio , 1k. Mai . Am Montag hat Ministerpräsident

Tauaka auf etuer Kabinettssitzung über die Lage i» China
berichtet . Das Kabinett genehmigte die Bewilligung «reite,
rer Ul Millionen Ae» für de« Unterhalt der Truppen in
China . Somit sind bisher für die japanischen SxpeLittonS»
trnppe » 2S Millionen Nen bewilligt worden.

Ungeachtet der Bemühungen der SüLregiernng verkante^
daß die japanisches Truppe » sich bis Dezember d. I . t» Chi »«
aufhalteu werden . Dem Gesandte » Japans in Peking ist on-
heimgestellt worden , sich mit General Feng i» Verbindung
z« setze«, um die eBsetzuug der Stadt möglichst ohne Blutver¬
gießen durchzuführen.

Eine neue Erdbebenwelle
TU . London , 16. Mai . Die am Montagabend von eine«

ganzen Anzahl von Erdbebenwarten oerzeichnete » schwere»
Erderschütterungen haben nach den bisher vorliegenden Mel-
düngen sowohl Japan wie Ecuador , Georgien , Batavia und
verschiedene andere Gebiete heimgesucht.

Wie der Berliner „Mittag " meldet , soll in Iapan  in
der Gegend von Mishiftrtamo ein schweres Erdbeben gewesen
sein, bei dem über IM Personen das Leben verloren haben
sollen. Während für diese Meldung eine Bestätigung noch
aussteht , ist sicher, daß in Ecuador  dnrch ei» Erdbebe»
schwerer Schaden angcrichtet wurde . Auch in Tiflis in Ge-
orgien  wurde ein Erdbeben verspürt und bedeutender
Schaden angerichtet.

Die vulkanische Insel Krakatau  in Holländisch-Jndien
hat in den letzten 24 Stunden große Aktivität entwickelt . Mit
weiteren schweren Erderschüterungen ist nach einer kurzen
Ruhepause zu rechnen, wobei als größtes Gefahrengebiet die
Mittelmeergebtete von Spanten nach Kleinast « », die «mert-
konischen Anden , Mexiko und China »nd »iell eicht Japan an-
gegeben werden . Die Hauptstöße « erde« für kommende»
Sonntag anaekttndigt , _ -

Völkerbund und Agrarkrise
Die Not der Landwirtschaft vor dem

Genfer Mrtschaftsrat
TU . Gens, 16. Mar . Im großen Wirtschaft - rat des Böl-

lervuirdes ergriff gestern der gewesene Reichssinnnzminister
Hermes  das Wort . Er dankte namens der deutsche» Ver¬
treter für die gute Vorarbeit des Sekretariats und des Wirt-
schaftskomltees , Er erinnerte an die einstimmige Zustim¬
mung der Reichs regternng und des Wirtschastsrates zu üru
Ergebnisse » der Weltm irtfchast sku ns ere  u z. Ter
Wiederholt Sc» Konferenz sei' in manchen Ländern nur theo¬
retisch gewesen ! Sodann betonte er die Bedeutung des
deutsch - fr anzü fischen Handelsvertrages,
wobei er es nicht unter lieh, ans die Opfer hiuziuveisen , die
dieser internationale » Verständigung gebracht werden muß¬
ten . Gegenwärtig gebe es aber noch bedeutende Lücken in der
»rzieiten Arbeit . Der Kapitalmarkt  befinde sich in
eiuer schweren Krise . Dir Weltrvirtscliaftükonfereuz habe sich
nur kurz gefaßt . Der internationale S chulden aus-
gleich  Lünne narr dnrch internationale Leistungen und Lie¬
ferungen geschehen. Diese müßten aber auf denk Weltmarkt
uutergebracht «»erden können . Die Lösung müßte im Bereich
der Weltwirtschastsmögltchkeiten gesunden werden . Die
Landwirtschaft  leide ganz besonders unter Kapttal-
knappyeit und ihre« hohen Lasten . Das wäre unsere größte
Sorge , denn die arrSers» Wirtschaftszweige hätte » sich doch
schon einigermaßen , erholt . Es genüge nicht bloß die Erleich-
iernu .g -er Kapitalbeschchs -, ' ng. Es müsse der Landwirt¬
schaft eigene Äapitalbilduug ermöglicht werde », und zwar
durch eine rentable Wirlschastswcisc , angemessene Preise für
die Erzeugnisse und für die der Landwirtschaft unentbehr¬
lichen Betriebsmittel . °

Die Frage des Kriegsverzichtspakts
Kriegsvc-rzicht- cbatte im Oberhaus.

TU . London , 16. Mai . Im Oberhaus brachte gestern nach¬
mittag Lord Neading  eine Entschließung ein , nach der das
Oberhaus die Kriegsverzichtsvorschlägc Kelloggs begrüßt und
eine schnelle günstige Prüfung der Vorschläge durch die Re¬
gierung erwartet . Ferner soll danach die Regierung die An¬
nahme der Kelloggschett Grundsätze cmküudigen . In seiner
Begrüßungsrede wies Lord Reading darauf hin , daß bereits

alle Parteien des Unterhauses die Kelloggschen Vorschläge be-
grüßt hätten . Wenn Kritiker sagen, diese feien eigentlich
eine Selbstverständlichkeit , so müsse man erwidern , daß zwt-
schen einer Selbstverständlichkeit und einer feierlichen Kriegs,
verzichterkläruug durch ü Großmächte ein sehr wesentlicher
Unterschied bestehe. Lord Cushenöun  erklärte , Saß er
wohl mit Lord Reading üvereiustkmmc , er aber zu Cham¬
berkains erst kürzlich abgegebene OberhauSerklärung nichts
hinzufügen könne. Lord Cecil  wünschte , daß die formelle
Annahme der amerikanischen Vorschläge nicht unnötig ver¬
zögert werde.

Französisches Rachgeben in der Kriegs »eezichtfrage?
TU . Paris , 16. Mat . Bainvrlle spricht in der LibertL die

Erwartung aus . Laß der Kelloggsche Kriegsverzichtpsktvor-
schlag in seiner ursprüngliche » Form demnächst unterzeichnet
werden bürste . Was Sie französischen Vorbehalte anbetrisst,
bereite man diesen in Paris «inen ehrenhaften Rückzug vor.

Vor der Stabilisierung der französischen
Währung

Die achte Milliarde erreicht.
TU . Paris , 16. Mat . Wie verlautet , sind beinahe acht

Milliarden Franken für die französische StavikisierungLan-
keihe gezeichnet worden . Diese Anleihe dürfte nimmehr
Poincares Fknanzreform ermöglichen.

Das «Echo de Paris " rechnet im Zusammenhang mit dem
Erfolg -er französischen Konsokidicrungsanlerhe und der Zu¬
sammensetzung der neuen Kammer mit der Durchführung
der Franlen -Siabilisiernng etwa tm Angnst d. I.

Propaganda in Sowjetruhland
Der Schachty-Prozetz ein Schanprozeß.

TU . Moskau , 18. Mai . Nach Mitteilungen der Sowjet¬
presse wird der Schachty-Prozeß als Schauprozeß ausgemacht
werde« . Während der Berhandlnngsdauer sollen täglich 1860
Einlaßkarten ausgegeben werden , wovon aus die in - und
ausländische Presse nur etwa 160 entfallen . Der Gang der
Verhandlung soll gefilmt , die Verhandln » - im Rnndfuuk
verbreitet werden . Der Prozeßbericht soll »er Oeffentlichkeit
»ugüirgllS gemacht werden



Reichsbahn und Wirtschaft
An Ser Geschäftspolitik der deutschen Reichsbahugesell-

schaft ist tu der letzten Zeit scharfe Kritik geübt worden . Der
Antrag des Verwaltungsrates , die Tarife um durchschnittlich
6 v. H. zu erhöhen , hat in Wirtschaftskreisen starke Erregung
her '.wrgcrufcn . Auch der Streit mit der A.-G. für Kohle.
Verwertung, der Hauptträgerin der Gasfernversorgungs-
pläne , über die Abgabenhöhe bei Benutzung von Bahnüber¬
gängen für die Rohrleitungen hat Heftigen Widerspruch ge¬
gen die Reichsbahnpolitik ausgelöst . Da die Verwaltung
bei einigen politischen Parteien wenig beliebt ist, so spiele»
diese Dinge unter dem Schlagwort der Wirtschaftsfeindlich¬
keit der Reichsbahn auch im gegenwärtigen Wahlkampf eine
große Rolle . Es kommt noch hinzu , daß die Taktik der Ver¬
waltung ebenso wie ihre Behandlung dieser wirtschaftlich
einschneidende » Fragen nicht gerade sehr glücklich zu nennen
ist, so daß der Vorwurf der Einseitigkeit nicht immer ganz
unberechtigt erhoben wird . Diesen Umständen ist es zuzu¬
schreiben, daß Kritik und Abwehr ins Unsachliche abgleiten.

Die Reichsbahnverwaltung betont gern ihre Aufgabe , das
ihr übertragene Gut nach privatwirtschaftlichen Gesichts¬
punkten nutzen zu müssen. Die Geschäftsführung der Gesell¬
schaft nach diesen Grundsätzen ist notwendig , soweit es sich
darum handelt , neben der Aufbringung der Reparations.
belastung das Verkehrsmittel auf der Höhe der technischen
Entwicklung und der Sicherheit zu halten . Darüber hinaus
ist zwar eine vorsorgende Finanzgebarung zu empfehlen,
sie — und damit auch die privatwirtschaftliche Tendenz der
Reichsbahnpolitik , — findet aber ihre Grenzen im Para¬
graphen 2 des Reichsbahngesetzes , welcher der Gesellschaft
die Beachtung der Interessen der deutschen
Volkswirtschaft  ausdrücklich zur Pflicht macht. Die
Reichsbahn darf auf Grund dieser Verpflichtung privatwirt¬
schaftliche Finanzierungs - und Gewinnaufspeicherungspolitik
nicht treiben . Darum handelt es sich aber in der Hauptsache
bei dem Streit um die geplante Tariferhöhung . Die Mei¬
nungsverschiedenheiten beruhen nicht auf dem Zweifel , daß
die Einnahmen die Ausgaben nicht decken, wie es die Ver¬
waltung in ihren Erwiderungen darstellt , sondern in der
Anwendung der Mittel , wie der Ausfall zu decken ist.

Die Reichsbahngesellschaft äst gezwungen , große Aufwen¬
dungen für den Unterhalt und die Verbesserung ihres Be¬
triebes zu machen, die teilweise gesetzlich vorgeschrieben sind.
Diese Ausgaben steigen mit dem Anwachsen des Verkehrs.
Während im Jahre 1913 319 Millionen Mark für Unter-
haltungszwecke ausgegeben wurden , betrug dieser Posten
1925 713 Millionen Mark . Andererseits mußten aber die
Ausgaben auf Anlagezuwachsrechnung  gleichfalls
stark erhöht werden ; sie belaufen sich 1927 auf etwa 809 Mil¬
lionen gegen 407 Millionen Mark im Jahre 1928. Die Be¬
schaffung der für diesen Zweck erforderlichen Mittel sollte
eigentlich auf dem Emissionswege geschehen, nämlich durch
Veräußerung von Vorzugsaktien der Reichsbahn im Aus.
lande . Der bekannte Einspruch des Reparationsagenten hat
dies jedoch unmöglich gemacht. Die Gesellschaft mußte diese
Summen , entgegen jeder gesunden Finanzgebarung , aus den
Betriebseinnahmen entnehmen . Hier liegt der Kern
der ganzen Verlegenheit.  Andere Mehraufwen¬
dungen kommen hinzu : Die Erhöhung der Beamtengehäl¬
ter , die etwa 350 Millionen Mark ausmacht , die Lohnsteige¬
rung um etwa 60 Millionen und die weitere Erhöhung der
Reparationsabgabe um 70 Millionen Mark . Rach einer nicht
näher nachzuprüfenden Berechnung der Verwaltung ver¬
bleibt , wenn die Einnahmen des Jahres 1927 zugrunde ge¬
legt werden , ein Fchlbcöarf von 250 Millionen
Mark.  Die großen Kapitalinvestionen übersteigen also die
Betriebsüberschüsse . Das war vorausznsehen , denn es ist
auf die Dauer unmöglich , den Anlagezuwachs aus den Be¬
triebseinnahmen zu finanzieren , besonders bei einem so rie¬
sigen Unternehmen , wie es die Reichsbahn darstellt , das zu¬
dem noch Rückstände in der Erneuerung des Oberbaus aus
-er Kriegs - und Inflationszeit zu beseitigen hat . Auch die
Rcichspost pflegt diese Methode mit der Wirkung , daß immer
wieder große Tariferhöhungen notwendig werden.

Der Weg, der zur Flüssigmachung der 250 Millionen
Mark der Reichsbahn außer der Tariferhöhung noch offen
steht, ist der Verkauf von Vorzugsaktien . Von den 1600 Mil¬
lionen Mark Vorzugsaktien besitzt die Reichsbahn noch 919
Millionen . Die letzte Emission öer Reichsbahn in Höhe von
200 Millionen Mark hatte einen außerordentlich guten Er.
folg . Der innere Kapitalmarkt ist zwar augenblicklich nicht
sehr aufnahmefähig , und andere öffentliche Stellen , wie die
Reichspost , besitzen Vorrang -Anmeldungen , aber wenn es sich
darum handelt , eine Tariferhöhung zu umgehen , sollte man
doch erwägen , ob nicht diese Stellen ihren Anleihebedarf noch
etwas zurückstellen könnten . Die neue Reichsbahnemisston
würde zudem einen großen Zuspruch im Auslande finden.
Auch eine Zwischenlösung , die kurzfristige Geldbeschaffung
aus dem Auslands mit späterer Konsolidierung , ist nicht
abzuweisen , denn auf die Dauer wird der Reparationsagent
seine Stellungnahme gegen Ausländsanleihen der Reichs¬
bahn nicht aufrecht erhalten können.

Von einer ausgesprochenen Wirtschaftsfeindlichkeit der
Reichsbahn kann jedenfalls keine Rede sein, denn die Fi¬

nanzlage bleibt nach der Aufbringung der 250 Millionen
Mark auf dem Kapitalmarkt noch in gefährlicher Spannung.
Das wird auch dem Neparationsagenten nicht verborgen ge¬
blieben sein, der sich um die Neuregelung der ReparationS-
angelegenheit bemüht . Erleidet die Konjunktur in diesem
Jahre einen starken Rückschlag — und er kann durch eine
solche Tariferhöhung mit hcrbeigeführt werden — dann ge¬
rät der ganze Finanzplan der Reichsbahn in Gefahr.

Die Frage der Tariferhöhung ist für eine politische
Behandlung nicht geeignet . Ebensowenig der Streit mit der
A.-G. für Kohleverwertung . Die Reichsbahn hat von der Ge¬
sellschaft eine Abgabe für das Gas .verlangt , bas durch Reichs¬
bahnanlagen kreuzende Rohrleitungen geführt wird . Die Av-
gabenhöhe soll für die A..G. untragbar sein, da sich daraus
eine Belastung von jährlich 2,25 Millionen Mark ergibt . Die
Reichsbahn begründet ihre Forderung mit dem Fracht¬
ausfall  der verminderten Kohlentransporte . Trotz der
relativ niedrigen Kohlenfrachten beträgt die Bruttoeinnahme
aus der Kohlenbefördernng rund ein Drittel der gesamten
Güterfrachteinnahmen . Die Verhandlungen haben vorläufig
zu keiner Einigung geführt . Es ist der Gedanke anfgctaucht,
das in Betracht kommende Reichsbahngclüude zu Gunsten der
Kohlcverwertungs -A.-G . zn enteignen.  Die rechtlichen
Schwierigkeiten , die diesem Vorgehen im Wege stehen, sind
nicht so groß , wie cs die ReichSbahnvcrwaliiing darstellt . Die
Reichsregiernug , bei der die Entscheidung liegt , wird aber
einen billigen Ausgleich schaffen, da hier zwei öffent¬
liche Interessen Zusammenstößen,  die der
Reichsbahn und die der Wirtschaft.

Der Standpunkt der Reichsbahnverwaltnug ist in diesem
Falle unhaltbar . Einen gewissen Entschädigungsanspruch wird
man öer Reichsbahn nicht aüsprechen können , aber nur für
die Benutzung des Bahngelänbes . Die Abgabe auf den
Verkehrsausfall zu stütze», der vielleicht in anderer Form
durch vermehrte Produktion wieder wettgemacht wird , ist ab¬
wegig . Die Verwaltung könnte dann ebensogut von
Personen - und Frach tau tos,  die Bahnübergänge
benutzen müssen, Abgaben erheben , weil sic der Reichsbahn
einen ebenfalls nicht unbeträchtlichen VcrkchrSaiiSfall ver¬
ursachen . Der Gedanke der Gasfernversorgung würde durch
diese Abgabenpolitik geradezu illusorisch gemacht, denn die
Verbilligung der Gasversorgung baut sich ja zum Teil auf
dem Wegfall der Frachtkosten für die Gaskohle auf.

Die Geschäftspolitik der Reichsbahnverwaltung in diesem
Falle ist nicht gutzuheißen ; sie drängt die Reichsbahn viel
mehr als die Frage der Tariferhöhung in einen Gegensatz
zur Gesamtwirtschaft , der die Lösung von Berkehrsfragen
erschwert . Dr . A. Marens

Die Liquidationsgeschädigten Protestieren
Erneute Knudgebnng im Neichssinanzministerinm.

TU . Berlin , 15. Mai . Eine aus ungefähr 50 Personen be¬
stehende Abordnung von Liquiöationsgeschädigten erschien
am Montag vormittag im Neichsftnanzministerium , um bei
dem zuständigen Dezernenten , dem Ministerialdirektor Dorn,
gegen die Verschleppung der Schuldzinsein-
tragungen  zu protestieren , die als Zahlungsmittelersatz
auf Grund des Kriegsschädenschlußgesetzes seitens des Deut¬
schen Reiches zugunsten öer Liquiöationsgeschädigten vor¬
genommen iverden sollen . Das Erscheinen der ziemlich er¬
regten Menschenmenge rief im Reichsfinanzministerium ziem,
liche Unruhe hervor . Man versuchte, die Demonstranten zu
beruhigen und sie zu veranlassen , zunächst im Meldezimmer
zu warten . Die Polizei , die bald zur Stelle war , fand keinen
Anlaß zum Einschreiten , da die Abordnung , die inzwischen
die Mitteilung erhalten hatte , :ß Ministerialdirektor Dorn
nicht im Hause sei, das Reichssinanzministerium verließ.

Die englisch -amerikanischen Beziehungen
England mit dem Kelloggvertrag nicht ganz einverstanden.

TU . London , 15. Mai . Sir Austen Chamberlain teilte im
Unterhause mit , daß der amerikanische Entwurf eines Kriegs-
Schiedsgerichtsvertrages , der an die Stelle des bisherigen
englisch-amerikanischen Vertrages treten soll, nicht in jeder
Hinsicht den besonderen Bedürfnissen der britischen Regierung
entspreche. Im Hinblick auf die Vielseitigkeit der damit ver¬
knüpften Fragen und die Notwendigkeit einer eingehenden
Rücksprache mit den britischen Dominien wirb die Regierung
sich erst in einiger Zeit über die Vorschläge schlüssig werden
können . Die britische Regierung habe in Uebereinstimmnng
mit den Regierungen der Dominien vorgeschlagen , eine Ver¬
längerung des alten Vertrages bis zum Abschluß des neuen
Vertrages eintreten zu lassen, doch sei zweifelhaft , ob der
amerikanische Senat im Hinblick auf seine bevorstehende Ver¬
tagung noch in der Lage sein werde , sich mit dieser Frage zu
beschäftigen.

Afghanistans Unabhängigkeitspolitik
TU . Sonmo , 15. Mai . Wie aus Moskau berichtet wirb,

hat es in dortigen diplomatischen Kreisen großes Aufsehen
erregt , daß der König von Afghanistan nach der Krim abge¬
reist ist, ohne irgend einen Vertrag mit Rußland zu unter¬
zeichnen. Rußland hatte bekanntlich eine ganze Reihe von
Verträgen vorbereitet , deren Texte dem König vorgelegt

wurden . Der König hat jedoch alle Vorschläge abgelehnt und
erklärt , daß seine Politik auch weiterhin auf Erhaltung der
Unabhängigkeit Afghanistans gerichtet bleibe.

In Moskauer privaten Kreisen gibt man die Hoffnung
jedoch nicht auf , daß cs doch noch gelingen wird , den König
zum Abschluß eines Vertrages mit Rußland zn bewegen.
Nach seinem Wiedereintreffen in Kabul sollen die russisch-
afghanischen Besprechungen fortgesetzt werden . Diese Ab¬
lehnung eines Vertrages mit Rußland ist um so bemerkens¬
werter , als bekanntlich König Aman Ullah auch in London
den Abschluß eines Frenndschaftsvertrages abgelehnt hat

Kleine politische Nachrichten
Prinz Karol will nach Italien . Prinz Karvl hat bei der

italienischen Regierung um Genehmigung nachgesncht, an der
italienischen Riviera Aufenthalt nehmen zu dürfen , da er
erfuhr , daß sein Aufenthalt in Belgien der Brüsseler Ne¬
gierung unerwünscht sei. Er hat erklärt , er beabsichtige nicht,
der Regierung von Rumänien Ungclegenheiteu zn bereiten
und mißbillige die Bewegung der oppositionellen Bauern¬
partei.

Ein englisch-persischer Vertrag unterzeichnet . Nach amt¬
licher Mitteilung ist in Teheran ein englisch-persischer Ver¬
trag über den neuen persischen Zolltarif unterzeichnet wor¬
den, der eine gegenseitige Meistbegünstigungsklansel ent¬
hält . Durch Notenaustausch sind ferner eine Reihe von Ein-
zelfragcn geregelt worden , die sich u . a. auf die englische
Luftfahrt und auf die Frage des Schutzes der Ausländer
beziehen.

Erösfnnng bcS südafrikanischen Kongrcsses in Lissabon.
In Lissabon wurde ein portugiesisch -südafrikanischer Kongreß
im Beisein des Außenministers und des KvlonialministerS
sowie der südafrikanischen Delegation eröffnet . Hinsichtlich
öer Nachbarschaft der portugiesischen Kolonien mit dem süd¬
afrikanischen Territorium gibt es zahlreiche Streitfragen,
die einer schnellen Regelung bedürfen.

Explosion auf einer stillgelegten Zeche
TN . Dortmund , 15. Mai . Am Montag nachmittag erfolgte

auf dem städtischen Lagerplatz , auf dem sich der Schacht der
stillgelegten Zeche „Lukas " befindet , eine heftige Explosion,
die die bis ^ Meter starke Betondecke, durch die der Luft,
schacht zur Zeche abgeschlossen war , sowie zwei Kanaldecken
des Querschlags in die Luft schleuderte . Nach Bekundungen
von in der Nähe befindlichen Personen waren drei jung«
Leute in den Schacht gekrochen. Kurze Zeit darauf gelang
es einem der drei Leute , einem 25 Jahre alten Bergmann,
aus dem Eingang herauszukommen . Er hatte schwere
Brandwunden am Kopf davongetragen . Nach seinen Angaben
soll einer seiner beiden Kameraden eine Pfeife geraucht
haben , wodurch vermutlich die Explosion hervorgerufen
wurde . Durch die herveigerufene Rettungsmannschaft der
Zeche „Kaiserstuhl " wurden die beiden Vermißten nach mehr¬
stündiger Berguugsarbeit im Ouerschlag tot aufgefunden
und heraufgeholt . Es handelt sich um einen 18 Jahre alten
Bergmann und um einen 22 Jahre alten Bergarbeiter . Der
Tod ist durch Verbrennung und Ersticken eingeireten.

Aus Württemberg
Kritische Betrachtungen zur wiirtt . Staatsvcreinfachung.

Ein unter dieser Ueberschrift von württ . Oberamtsstädten
herausgegebenes Flugblatt kommt nach langen Darlegungen
zu dem Ergebnis , daß die von allen Seiten angestrebte Ver-
waltnngsvcreinfachung sich niemals in der Richtung auf eine
Aufhebung von kleineren und mittlere » Oberamtsstädten
bewegen darf , weil sowohl in Beziehung auf die Aufgaben
dieser Unterbehörde als reiner Verwaltungsbehörde eine Er.
sparnis nicht erzielt werden kann und dann weiterhin der
angestrebte Zweck, durch Zusammenlegung dieser Amtskörper¬
schaften als Selbstvcrwaltungskörpcr , größere Leistungsfä¬
higkeit zu erzielen , nicht erreicht wird . Um so lauter und
eingehender muß deshalb der Ruf nach gründlichem , ein¬
heitlichem Abbau der öffentlichen Aufgaben , der eine Ver-
ringerung der Zahl der Beamten und damit eine Vermal-
tungsvereinfachung auf allen Gebieten von selbst bringt,
erhoben werden . Die einzige mögliche Verwaltungsreform
— nicht nur in Württemberg — liegt nicht auf dem Wege über
rein organisatorische Aenderungen , er liegt auf dem Weg
über die Abstoßung und Einschränkung eines Teils der vom
Staat übernommenen Verwaltungsausgaben , vermehrte Zu¬
weisung derselben an Gemeinden und Selbstverwaltungs¬
körper , Verlegung öer Zuständigkeit nach den unteren Be¬
hörden , Abkürzung des Instanzenweges , Verhütung der In¬
anspruchnahme mehrerer Behörden in der gleichen Materie,
Einschränkung öer Prüfung und Beaufsichtigung unterge¬
ordneter Behörden durch höhere Behörden auf das notwen.
digste Maß im Zusammenhang mit dem Bestreben nach
einheitlichem Zusammenarbeiten der Behörden und Schaffung
von einheitlichen Vorschriften über Akten -, Kassen- und Re¬
gistraturführung , Zurückschraubung der Gesetzesmaschine,
Ausscheidung veralteter Gesetze unter Sichtung und Zusam-
menfassung der bestehenden Reichs - und lanbesrechtlichen Ge-
setzesnormen.

^ 661 ' tViirrs ist sitdsMskrt!
VartsiMsktsster Ssrug In groken 0rlginslklss «»»en ru KX S.S0 ; msn s «t»t« suk unvsrsslirten plomdenversrNIul !.



Was ist national?
Nicht wer große und schöne Redensarten macht . . .
sondern die Partei und der Deutsche, der mit dem Mut
der Verantwortung in die vorderste Linie tritt , um dem
Baterlande zu dienen , ohne Rücksicht auf parteipolitischen
Vorteil . Dar tat Dr . Strcsemann und die Deutsche

Volkspartcil

List« IS Liste IS
Was will die

MMt -PM?
Sie kiimpft für gerechte Aufwertung, insbesondere auch

der Kriegsanleihen und Spareinlagen,
für Widerruf der Lüge von der inneren

Entschuldung und Herabsetzung der Da»
weslasten,

für Bolksrecht gegen Parteiwillkür und
Korruption,

für Einschränkung der Gesetzesmacherei und
der staatlichen Ausgaben,

für steuerliche Entlastung und Schutz des
Mittelstandes und der wirtschaftlich
Schwachen,

gegen Zusammenfassung des Dolksoermö»
aens durch Großkapital und öffentliche
Körperschaften,

für Sicherung der Währung und Schutz der
Kaufkraft,

für Erneuerung der Gesinnung und Wie»
derherstellung Deutschlands als Rechts¬
und Kulturstaat.

Darum: Wühlt Bslksrecht-Partei(Reichspaktei
stir Bolksrecht und Auswertung).

Liste 16 Liste 16

Anläßlich des 80jährigen Jubiläums des Bezirks-
Handels - u, Gewerbeverei », sowie der Verbandstagungen
der Friseure und Schlosser Württembergs am 2. — 4. Juni
und 9./10. Funi benötigen wir noch zur Unterbringung
der Gäste

Privai-Lltariiett
Mit AlsWlWg »mMll. 2.—
Anmeldungen erbeten an Reinhold Hauber , Kauf¬

mann , Lederstrabe . "
Der Festausschuß : I . A. E. Lebzelter.

8

KM

doste klisadunAL » >—: »tot » krlscd Ksdranvt
Lsrl iiMAS. kS!«

Sagmehl
Kann abgeholt werden bei

ksdwirM ,Siigewerr,Werreicheitdach

KMKGKK j

Kleesainen
Runkelsamen
Grassamen

aller Art in bester, hochkeim,
fähiger Qualität empfiehlt

Julius Wagner
Pforzheim, Brüderstr,5

BesteBczugsquellef .Wieder-
verkäufrr u.Landw . Vereine

erhältlich bei:
ä. 0 . äiaver, ll. V. Vinxon.

LMM

S
O

O

solikl
b ! ! Us

verleihen rlen

ILrUHKLI»
?iairos

ihre Leliebtkeit »eit
über 25 wahren,

öequeme leilraklunx

flllzel - u. pisnokedrik

I-uäviZstr . 47 s unck d.
8tli » i» rn»x «i»
r»» a Uopsrntvil o»

Einsetzen neuer l. Qual
Gummiwalze«

in Wringmaschine«
unter Garantie

Fr . Herzog b. »Rößle - .

in jeder Ausführung

Gas -Radiatoren
„Prometheus"

^ Gasbadeöfen
und Automaten

empfiehlt

Wilh. Wackenhuth, Biergasse
VS

«Wahl VdWSM in großer AliMhl.
Paul Näuchle , am Markt »Calw.

V(^ Z8os >e nur

?e rsil
0a8 ist der ricilti ^ e Kellers

lrlinA da8 Î ob aller, die e8 liennen. Ivsjl
?er8il — stalbe Arbeit , billig Vl/aLcben

und eine tadellos Wä8die ! — 80  8azk
jede bdauZkrau, die e8 einmal ridulZ

el -vi -odr lzar

/
Hlefimk eia; voneilfialie

Die WanderarbeitsftLtte
liefert auf die Bühne schön gespaltenes,

trockenes Brennholz
z« 2.8VM . sör1Zentner»uv

Anzündholz in Bündeln
zu 3V Psg. siir1Bnnd

Bestellungen nimmt entgegen

AerMMge,

SWIiche
Svrteil

Kohlen
wie:

empfehlen:

Wilhelm Dinglsr
Telefon SV

Friedrich Bauer
Telefon 38

Albert Stand
Telefon 838

Grrttl. Eitel
Telefon 881

Statt jeder besonderen Einladung.
Wir beehren uns , Verwandte , Freunde und Be¬

kannte zu unserer am Samstag , de « 16 . Mai
16i8 stattfindendcn

Hochzeitsfeier
in das Gasthaus zur »Krone - in Attbulach
freundlichst einzuladen.

Wilhelm Weiß
Sohn de« Wilh . Weiß , Bauer in Ostelsheim

Kathrine 3eeb
Tochter des Georg Zeeb, Waldschütz in Altbulach

Kirchgang 1 Uhr in Altbulach.

ne Erlösung von dauernder Qual ist da » berühmte

8 MSN 8ÜMÜ
(Deutsches Reichspatent .)

Kein Gummiband , ohne Feder , ohne Schenkelricmen,
trotzdem unbedingt zuverlässig , für alle Arten von Brit»
chen. Leiste vollste Garantie . Glänzende Zeugnisse , auch
Heilerfolge . Aerztlich begutachtet . Mein Vertreter ist sür
alle Bruchleidende (auch für Frauen und Kinder ) wieder
mit Mustern kostenlos zu sprechen in:

Lalw , im Hotel Adler , am Freitag , 18. Mai,
von 16—8 Uhr

Liebenzell , im Gasthof zum Ochsen, von 3 - 6 Uhr.
Der Erfinder und alleinige Hersteller:

Hermann Spranz , Nntcrkochen , Württemberg.

Wir wollt « el« RcichsMM
für die christliche und vaterländisch « Erziehung un¬
serer Jugend . Wir »volle « die Ausrechterhaltung
bewährter Schulsormen . Wir wolle « aber nicht
eine unnütze und kostspielige Zersplitterung unsere«
Schulwesens , wir wollen nicht ein Schulgesetz
nach dem Vorbilde des bayerischen Konkordats.
Weil diese Gefahr im Keudellschen Entwurf lag,
ist er gefallen . Wer die Staatshoheit über dir
Schule unter Wahrung ver wirklichen Elternrechte
anerkennen will , schart sich um die Kulturpolitik der

Mischen BEMtei!
Liste 4



Taliv.
kaildlaMW W 20 . M > 1028.

Nach 8 40 der Landesstimmorönung wird fol¬
gendes bekanntgemacht:

Abgrenzung des hiesigen Abstimmbezirks : Der¬
selbe umfaßt die Stadtgemeinde und zwar:
Bezi ^ kI - siiöl . Stadtteil links der Nagold,
Bezirk  II : nördlicher Stadtteil links der Nagold,
Bezirk  HI - östl. Stadtteil rechts der Nagold.

Abstimmungsraum ist für Bezirk  l : Rathaus
skl. Sitzungssaals , für Bezirk  II : Das frühere
Kaffeehaus , für Bezirk  III : Das Nebenzimmer
im „Adler ".

Tag und Stunde der Abstimmung : Sonntag,so. Mai 1028, von vormittags8 u r̂ bis nachmit¬
tags 8 Uhr.

Ferner wird daraus hingewiesen , daß die Stimm¬
zettel amtlich hergestellt sind, daß sie alle zugelasse¬
nen Bczirkswahlvorfchläge enthalten unter Angabe
der Wählervereinigung oder eines sonstigen Kenn¬
worts und der Namen der Bewerber , daß der
Stimmberechtigte bei der Stimmabgabe durch ein
auf den Stimmzettel gesetztes Kreuz oder mittels
Durchstreichens von Wahlvorsckl ^- en oder auf an¬
dere Weise kenntlich macht, welchem Bezirkswahl-
vorfchlag er seine Stimm « geben will , und daß
Stimmzettel , die dieser Bestimmung nicht ent¬
sprechen, ungültig sind. Wenn der Stimmberechtigte
den Wablranm betritt , erhält er den amtlichen
Stimmzettel und Wahlnmschlag.

Stimmscheine können noch am Tage vor der
Abstimmung von 7 Uhr vorm , bis 12 Uhr mittags
ausgestellt werden (8 10 der Landesstimmordnungl.

Calw , den 15. Mai 1828.
Stadtschultheißenamk : Githner.

MMMer
«od ReMg>m»

Che. Widmaier
Mech. Werkstätte.

repariert
3 . Odermatt , Friseur
beim Adler, Telefon 210

ikalw.
ReichrtWWtzlM 20. Mai 1028.

Nach Z 17 der Ncichsstimmorönung vom 11. März
1824 wird folgendes bekanntgemacht:

Abgrenzung - es hiesigen Stimmbezirks : Der¬
selbe umfaßt die Staütgemeinbe und zwar:
BezirkI:  südl . Stadtteil links der Nagold,
Bezirk  II : nördlicher Stadtteil links der Nagold,
Bezirk  III : östl. Stadtteil rechts der Nagold.

Abstimmungsraum ist für Bezirk  I : Rathaus
lkl. Sitzungssaals , für Bezirk  II : Das frühere
Kaffeehaus , für Bezirk  III : Das Nebenzimmer
im „Adler ".

Tag und Stunde der Abstimmung : Sonntag,
20. Mai 1928, vormittags 8 Uhr bis nachmittags
8 Uhr.

Ferner wird darauf hingewiesen , daß die Stimm¬
zettel amtlich hergestellt sind, daß sie alle zugelasse-
neu Kreiswahlvorschläge , die Partei und die Na¬
men der ersten vier Bewerber jedes Vorschlags
enthalten , daß der Stimmberechtigte bei der Stimm¬
abgabe durch ein Kreuz oder Unterstreichen oder in
sonst erkennbarer Weise den Kreiswahlvorschlag
bezeichnet, dem er seine Stimme geben will , und
daß Stimmzettel , die dieser Bestimmung nicht ent¬
sprechen, ungültig sind. Wenn der Stimmberechtigte
Sen Abstimmungsraum betritt , erhält er den amt¬
lichen Stimmzettel und Wahlumschlag.

Stimmscheine  können noch am Tage vor
der Abstimmung von vormittags 7 Uhr bis mittags
12 Uhr ausgestellt ustrden (8 II der Reichsstimm-
ordnungs.

Calw , IS. Mai 1928.
Städtschnltheißenamt : Göhner.

Prüfungen im Hrrfbeschlag
Auf die Bekanntmachung der Zentralstelle für

die Landwirtschaft über Prüfungen im Hufbeschlag
vom 9. Mai 1923 im Staatsanzeiger für Württem¬
berg vom 10. Mai d. I . Nr . 109 werden die be¬
teiligten Kreise Angewiesen . Der Staatsanzeiger
kann bei den sStadt -j Schnltheißenämtern einge-
sehen werden.

Calw , den 14. Mai 1928.
Oberamt : Nagel,  Regierungsrat.

Ende
ergs

als eines freie» Landes im lieben deutschen Baterlande ist nahe herangekommen, wenn die
Parteien eine Mehrheit erhalten, die sich im Landtag für ein langsames Absterben der Selb¬
ständigkeit Württembergs und für die Umwandlung zu einer von Berlin abhängigen
Provinz ausgesprochen haben.

Wähler vergesset nicht, daß die Deutsche Bolksyarlei , die Demokratie, die
Sozialdemokratie und die Kommunisten sich in diesem Sinne ausgesprochen haben.

Wähler bedenket» daß die völlige Abhängigkeit von der Berliner Bürokratie und vom
Berliner Parlamentarismus unser Wirtschaftsleben und unsere Kultur aus das schwerste schä¬
digen würde. Der verstorbene Staatspräsident Blos hat in Berlin auf seine Bitte um Kohlen
statt der Kohlen die Antwort erhalten: „Die Industrie soll sich da gruppieren, wo die Kohlen
sind, nicht umgekehrt."

Wähler vergesset nicht, daß am 1. April 1927 im Reichstag die ivssrttembergi-
scher» Abgeordneten der Demokraten, der SozialdemokLate« und Kommmriste«
dagegen gestimmt hoben, daß Württemberg aus der Reichskasse

12 Mionen Mark Wehr als bisher
erhält. Nur durch diese Mehrzuweisung war es möglich, die württembergischenSteuern z«
senken. Eine solche Abstimmung gegen das eigene Land ist das Ungeheuer¬
lichst», was di« politische Geschichte Württembergs kennt.

Wähler bedenket, daß die Behauptung, die Aufhebung der Länder bringe eine Ersparnis
für das deutsche Volk, ans der Länderkonferenz in Berlin am 15. Januar 1928 von allen Seiten
aufgegeben worden ist.

Wähler vergesset nicht, daß nur infolge des Drängens nach dem Einheitsstaat in Berlin
die Zusammenlegung Württembergs mit Baden und der Pfalz zu einem einzigen Arbeitsloscn-
bezirk diktiert worden ist, was nach den amtlichen Berechnungen die württembergische Volkswirt¬
schaft jährlich etwa

8 Millionen Mark mehr
Kostet.
Mitb ürger und Mitbürgerinnen!

Wer im großen deutschen Baterlande unser liebes Württemberg als ein freie« Land erhalten
will, wer will, daß uns nicht von Berlin aus einfach befohlen wird, der darf folgende Parteien nicht
wählen: Deutsche Dolkspartei, Demokraten, Sozialdemokratenu. Kommunisten, weil diese Parteien
sich offen im Landtag für das langsame Absterben der Selbständigkett Württembergs ausgesprochen
haben.

Die Kraft des Deutschen Reichs ist jedem Württemderger Herzenssache; aber wer die Länder
schwächt, schwächt damit auch das Reich.

Wähler! In eurer Hand liegt es, ob das

Hie gut Württemberg allewege
nur noch der Vergangenheit angehören soll.

MsWneri
Würze«. gelSe

billigst
Otto Jung,

Laubesprodukte Calw.

Für Ausflug
und Reise als

Touren¬
proviant

Dayr.

MelMSrflchesj
Stuck

T̂hür, und holst.

Salim
^ Psd . 48 ^ !

Emmentaler
ohne Rinde

j Schachtel 1 »20I
jVayk.EammSetts

Schachtel « Stz»
6 Pott . IsN - S

Lelssmne»
Dose
von 40 ^ an

!Himdeer- n«d j
Zitronensaft

!Sgrdellkn-Pliste!
Senf in TuSeu
PumyerMel

SEMüdeo
l ln großer Auswahl I
Saure Bonbons

j Pfeffermünz

NNWAaoooeo
s / Ksdstt

MSI. ZlMtt
WM,

Eheleute(Kaufmann )ohn«
Kind suchen per 20 ds. Mt «,
oder I . Juni ein möbliertes
Zimme« mit Küche oder
mit Küchenbenützung
gegen Mieteooraurzahlung.

Angebote mit Preir-
aagabe unter M . 3 111
an dir Sefch.-8t . dr . BI.

Msrcht-Wlei
MchkMlels.BMkechl».AiiBttloiig)

findet am Drei tag.  den 18. Mai,
abends 8 Ahr, in der Restauration Weift

(Badgasse) statt. In derselben wird
Herr MlMissliK.SSillioo!l

ans Stuttgart über das Thema:
Warum dranche»VirdieVolkKechtparlei
sprechen wird. Hiez» ist jedermann , ins-
besondere Sparer» Gläubiger, Inflation «-
aeschädigte, Versicherte»Kriegsbeschädigte,
Gewerbetreibende«sw. freundl. eingeladen.
Freier Eintritt ! Freie Ansspraches

Hirsau.
An»Donnerstag b«u 17. bs . Mts . (Himmel-
sahttsfesy findet von */,4 bis */,6 Uhr in der
Wandelhalle der «euen Kuraulagen ein

Konzert
. ausgeführi vom Mnfikverein Hirsau e. D.

statt, wozu einladet 2 . A. Der Borstand.

Wißt ihr das?
Wißt ihr. daß die Großindustrie, vertreten durch den

Besitzbürgerblock, im letzten Reichstag di« Steuerbe-
lastung de» Besitzes um 2'/, Milliarden gesenkt hat?

Wißt ihr. daß die Großagrarier schuld daran sind,
daß die Zollbelastung von 350 Millionen km Jahre 1924
ans 1888 Millionen im Jahre 1927 gestiegen ist?

Wißt ihr, daß die Berbrauchsstraeru zusammen
mit den Zöllen in der glorreichen Zeit des Biirgerblock»
aus den Kops der Bevölkerung beinahe verdoppelt
worden find?

Wißt ihr, daß die Lohnsteilsrsenkung entgegen
den heiligsten Versprechungen nicht durchgeführt mor¬
den ist?

Wißt ihr, daß die Deutschnotionnlen die Nepara-
tionslasten noch um 309 Millionen erhöht haben?

Wißt ihr, daß die Unternehmerparteicn zusammen
mit dem Zentrum euch in dem reaktionären Arbeikszeit-
notgesetz den Neun- und Zehnstundcntag auferlegt hoben?

Wißt ihr, daß der Biirgerblock euch die Mietstei¬
gerung von 75 auf 129 Prozent der Friedensmiete
beschert hat?

Wenn ihr das wißt,
wühlt ihr Sozialdemokraten!
Die Sozialdemokratie Kämpft für Abbau der Zölle und

der Mafsensteuern, um der Teurung endlich Einhalt zu
gebieten.

Die Sozialdemokratie verlangt rücksichtslose Verschärfung
der Befitzbelastnng. > i" o

M « Sozialdemokratie fordert grundlegende, tiefem»
greifende Ersparnisse bei den Etnalsausgabeii.

Kein Panzerschiff, keine Verschwendung der Stcuer-
gelder im Reschswehrhaushalt

Die Sozialdemokratie will die Kontrolle über die alle-
beherrschenden Monopole und Riesen Kartelle der Wirtschaft.

Tort mit der Diktatur der Unternehmer!
Alle Macht dem werktätigen Bold . Die Bahn frei für

den wirtschaftlichen Aufstieg!

1 auf dem Wahlzettel zur Reichs- ->
L und Londtagswah ! -»>

L Kerner
VSMvM - IiaMekliaii

re. Blmmmiotrnü«
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